Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015140/4

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 09.11.2015
Ortschaftsrat Dohndorf TOP: 26

Amt: Ratsbiro offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015140/4
Az.: erstellt am: 13.10.2015
Betreff

Neufassung der Entschadigungssatzung fir ehrenamtlich Tatige

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1102.11.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 02.11.2015

2 (04.11.2015: Ortschaftsrat Wiilknitz 04.11.2015
3(05.11.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 05.11.2015
4109.11.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 09.11.2015
5(10.11.2015: Ortschaftsrat Merzien 10.11.2015
6(11.11.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 11.11.2015
7101.12.2015: Hauptausschuss

8(10.12.2015: Stadtrat

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t die als Anlage 1 beigefligte Neufassung der Entschadigungssatzung fir
ehrenamtlich Tatige der Stadt Kéthen (Anhalt).

Gesetzliche Grundlagen:

§ 35 Absatz 1 und Absatz 2 Kommunalverfassunggesetz
Ministerialblatt LSA Nr. 20/2014 vom 30.06.2014

Darlegung des Sachverhalts / Begrundung

Mit dem Runderlass des Ministeriums fur Inneres und Sport vom 30.06.2014 wurden die
Hochstbetrdge der Aufwandsentschadigungen fir in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher
Tatigkeit Berufene neu festgelegt und miissen angepasst werden.






Entschidigungssatzung 2015.pdf Entschadigungssatzung alt.pdf

Berechnung Entschidigungssatzung.pdf Hunderlass wvom 30.06.2014.pdf



Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber die Entschadigung der ehrenamtlich Tatigen

(Entschadigungssatzung)

Aufgrund der 88 5, 8, 35 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) sowie unter Berlcksichti-
gung des Runderlasses des Ministeriums flr Inneres und Sport vom 16.06.2014 — 31.21-
10041 — (MBI. LSA S. 264) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am
10.12.2015 folgende Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber die Entschadigung der ehren-

amtlich Tatigen (Entschadigungssatzung) beschlossen:

Teil 1

Allgemeine Bestimmungen

§1
Aufwandsentschadigung

Die Aufwandsentschadigung erfolgt durch die Zahlung monatlicher Pauschalbetrage und
Sitzungsgelder, soweit nicht ausdrticklich etwas anderes bestimmt ist. 2Es geltend die allge-

meinen gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere § 35 KVG LSA.

§2
Verlust der Aufwandsentschadigung

Q) Wird das Ehrenamt oder die sonstige ehrenamtliche Téatigkeit langer als drei Monate
ununterbrochen nicht ausgeubt, entfallt der Anspruch auf die Zahlung der pauschalierten

Aufwandsentschadigung fur die Uber drei Monate hinausgehende Zeit.
2) Fur Ortsbirgermeister, Ortsvorsteher und Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr, die
ihr Ehrenamt langer als einen Monat ununterbrochen nicht ausiben, gilt Absatz 1 entspre-

chend.

3) Kommunalen Ehrenbeamten wird keine Aufwandsentschadigung gezahlt, solange

ihnen die FUhrung der Dienstgeschafte verboten ist.
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Entschadigungssatzung

(4) !Stadtrate, die von der Teilnahme an Sitzungen des Stadtrates ausgeschlossen sind,
erhalten fur diesen Zeitraum keine Aufwandsentschadigung. ?Satz 1 gilt fur Mitglieder des
Ortschaftsrates entsprechend.

§3
Entgangener Arbeitsverdienst

) Stadtrate erhalten auf Antrag Ersatz des Verdienstausfalls, der ihnen durch die Teil-
nahme an Sitzungen des Stadtrates und der Ausschiissen, denen sie angehdren (einschliel3-

lich Vertretung), gemaf den folgenden Bestimmungen.

2) Nichtselbststandigen wird der tatsachlich durch die ehrenamtliche Tatigkeit entstan-
dene und nachgewiesene Verdienstausfall ersetzt, héchstens jedoch 16 Euro je angefange-

ne Sitzungsstunde.

3) Selbstandige erhalten eine Verdienstausfallpauschale in Héhe von 16 Euro je ange-

fangene Sitzungsstunde.

(4) Personen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen fiihren und nicht oder
weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstatig sind erhalten 16 Euro je angefangene Sit-

zungsstunde.

(5) Der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur Sozial-
versicherung wird erstattet, soweit dieser zu Lasten des Entschadigungsberechtigten an den

Sozialversicherungstrager abgefihrt wird.

§4
Auslagenersatz einschlie3lich Reisekosten

Q) IMit der Gewahrung einer Aufwandsentschadigung ist der Anspruch auf Ersatz von
Auslagen abgegolten, soweit gesetzlich oder in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist.
2Notwendige erstattungsfahige Auslagen werden friilhestens im auf die Entstehung folgenden

Monat auf Antrag erstattet. 3Dem Antrag sind Belege beizuftigen.
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Entschadigungssatzung

(2) !Auslagen fir Dienstreisen am Dienst- oder Wohnort sind mit der Zahlung der Auf-
wandsentschadigung abgegolten. ?Dies gilt nicht fir Fahrtkosten zum Sitzungsort, htchstens
jedoch in Hohe der Kosten von der Wohnung zum Sitzungsort und zuriick, sowie fiir Kosten
fur Fahrten im raumlichen Zustandigkeitsbereich der Vertretung, soweit diese in der Aus-
tibung des Mandats begriindet sind und mit schriftlicher oder elektronischer Zustimmung des
Vorsitzenden des Stadtrates erfolgen. ®Die Zustimmung ist nur fir den jeweiligen Einzelfall
zu erteilen und steht unter dem Vorbehalt, dass entsprechende Haushaltsmittel zur Verfi-
gung stehen. *Die Hohe der Reisekostenvergutung richtet sich dann nach den fir hauptamt-
liche Beamte des Landes geltenden Grundséatzen. °Absatz 1 Séatze 2 und 3 gilt entspre-

chend.

8§85
Rundungsvorschrift

Betrdge nach dem Komma sind wie folgt zu runden
1. 0 bis 49 Cent sind auf volle Euro nach unten abzurunden,
2. 50 bis 99 Cent sind auf volle Euro nach oben aufzurunden.

Teil 2

Besondere Bestimmungen

8§86
Aufwandsentschadigung fur Mitglieder des Stadtrates

Q) Mitglieder des Stadtrates erhalten einen Pauschalbetrag in Hohe von monatlich
130 Euro.

2) 1Zuséatzlich zu dem Pauschalbetrag gemaR Absatz 1 werden folgende monatliche
Pauschalen gezahlt:
1. dem Stadtratsvorsitzenden 260 Euro,
2. den Ausschussvorsitzenden 130 Euro,
3. den Fraktionsvorsitzenden pro Mitglied 10 Euro, mindestens 25 Euro, héchstens
130 Euro.
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Entschadigungssatzung

’Die zusatzliche Aufwandsentschadigung nach Satz 1 wird bei Austibung mehrerer Funktio-
nen (Vorsitzender des Stadtrates, Fraktionsvorsitzender, Ausschussvorsitzender) nur einmal
gewahrt. °Es wird die hochste Aufwandsentschadigung gewahrt.

3) YIm Falle der Verhinderung des Vorsitzenden des Stadtrates, eines Ausschusses o-
der einer Fraktion fur einen zusammenhangenden Zeitraum von mehr als drei Monaten wird
dem Stellvertreter fur die Uber drei Monate hinausgehende Zeit eine Pauschale in Hohe der-
jenigen des Vertretenen gemaR Absatz 2 gewahrt. 2Die Aufwandsentschadigung fiir den Ver-

tretungsfall wird nachtraglich gezahlt.

(4) Neben den in den Absatzen 1 und 2 festgelegten Pauschalbetragen werden folgen-
de Sitzungsgelder fir die Teilnahme gezahlt:

1. Stadtratssitzung: 16 Euro je Sitzung und Tag,

2. Ausschusssitzung: 16 Euro je Sitzung und Tag.
2Finden an einem Tag mehrere Sitzungen statt, darf der Gesamtbetrag an Sitzungsgeld das

2,5-Fache des nach Satz 1 zu gewahrenden Sitzungsgeldes je Tag nicht Gbersteigen.

87
Aufwandsentschadigung fur Ortschaftsrate, Ortsbiirgermeister und Ortsvorsteher

Q) Far die Hohe der Aufwandsentschadigung der Ortsvorsteher, Ortsbiirgermeister und
Ortschaftsréte ist die Einwohnerzahl der Ortschaft im Melderegister maRgeblich. ?Stichtag fur
die Bestimmung der zu berticksichtigenden Einwohnerzahl ist der 30.06. des dem Wabhljahr
vorangegangenen Jahres. °Eine Anderung der Einwohnerzahl ist fiir die Bemessung der
Aufwandsentschadigung bis zum Ablauf der jeweiligen Wahlperiode unbeachtlich. “Bei Ge-
bietsanderungen sind mit deren Wirksamkeit die veranderten Einwohnerzahlen zugrunde zu

legen.

2) !Ortsvorsteher und Ortsbiirgermeister erhalten in Abhangigkeit von der Einwohner-
zahl der Ortschaft eine monatliche Pauschale

1. bis 500 Einwohner in Hohe von 185 Euro,

2. 501 bis 1.000 Einwohner in Hohe von 275 Euro.
2Im Falle der Verhinderung eines Ortsvorstehers oder Ortsbirgermeisters fiir einen zusam-
menhangenden Zeitraum von mehr als zwei Wochen wird dem Stellvertreter fir die tber
zwei Wochen hinausgehende Zeit eine Pauschale in Hohe derjenigen des Vertretenen ge-

wahrt. 3Die pauschale Aufwandsentschadigung des Vertreters gemafR Absatz 3 wird ange-
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Entschadigungssatzung

rechnet. “Die Aufwandsentschadigung fir den Vertretungsfall nach Satz 2 wird nachtréaglich
gezahlt.

3 !Ortschaftsrate erhalten in Abhangigkeit von der Einwohnerzahl der Ortschaft eine
monatliche Pauschale

1. bis 500 Einwohner in Hohe von 8 Euro,

2. 501 bis 1.000 Einwohner in Hohe von 16 Euro.

2Dies gilt nicht fir Ortsvorsteher und Ortsblrgermeister.

4) INeben den in Absatz 3 festgelegten Pauschalbetragen wird ein Sitzungsgeld fir die
Teilnahme an Sitzungen des Ortschaftsrates in Héhe von 14 Euro pro Sitzung und Tag ge-
zahlt. 2Finden an einem Tag mehrere Sitzungen statt, darf der Gesamtbetrag an Sitzungs-
geld das Doppelte des nach Satz 1 zu gewéahrenden Sitzungsgeldes je Tag nicht Uberstei-

gen. 3Dies gilt nicht fur Ortsvorsteher und Ortsbirgermeister.

§8
Aufwandsentschadigung fir sachkundige Einwohner

Sachkundige Einwohner im Sinne des 8§ 49 Abs. 2 KVG LSA erhalten ein Sitzungsgeld fur
die Teilnahme an Sitzungen des Ausschusses flur den sie bestellt wurden in H6he von

16 Euro je Sitzung und Tag.

§9

Aufwandsentschadigung fur Mitglieder der Feuerwehr

Q) Die nachstehend aufgefiihrten Fuhrungskréfte der Freiwilligen Feuerwehr Kothen

(Anhalt) erhalten eine monatliche Pauschale in folgender Hohe:

1. | der Stadtwehrleiter 200 Euro,

2. | der Stellvertreter des Stadtwehrleiters, soweit ihm in seiner Funk-

tion eine Fuhrungsaufgabe dauerhaft mit einem eigenen Aufga-

benbereich zugewiesen ist 120 Euro,
3. | der Ortswehrleiter der Ortswehr Kodthen 120 Euro,
4. | der Stellvertreter des Ortswehrleiters der Ortswehr Kothen, soweit 70 Euro,
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Entschadigungssatzung

ihm in seiner Funktion eine Fihrungsaufgabe dauerhaft mit einem

eigenen Aufgabenbereich zugewiesen ist

5. | der Ortswehrleiter einer sonstigen Ortswehr 100 Euro,

6. | der Stellvertreter des Ortswehrleiters einer der sonstigen Orts-
wehr, soweit ihm in seiner Funktion eine Fuhrungsaufgabe dauer-

haft mit einem eigenen Aufgabenbereich zugewiesen ist 60 Euro,

7. | der Kinder-/Jugendfeuerwehrwart der Stadtwehr 90 Euro,

8. | der Stellvertreter des Kinder-/Jugendfeuerwehrwarts der Stadt-
wehr, soweit ihm in seiner Funktion eine Fihrungsaufgabe dauer-

haft mit einem eigenen Aufgabenbereich zugewiesen ist 60 Euro,

9. | der Kinder-/Jugendfeuerwehrwart einer Ortswehr 60 Euro,

10. | der Stellvertreter des Kinder-/Jugendfeuerwehrwarts einer Orts-
wehr, soweit ihm in seiner Funktion eine Fihrungsaufgabe dauer-

haft mit einem eigenen Aufgabenbereich zugewiesen ist 40 Euro.

2) Im Falle der Verhinderung einer der in Absatz 1 Nrn. 1, 3, 5, 7 und 9 genannten Per-
sonen flr einen zusammenhangenden Zeitraum von mehr als zwei Wochen wird dem Stell-
vertreter fir die Uber zwei Wochen hinausgehende Zeit eine Pauschale in H6he derjenigen
des Vertretenen gewahrt. 2Soweit der Vertreter eine pauschale Aufwandsentschadigung ge-
mafR Absatz 1 Nrn.2, 4, 6, 8 und 10 erhalt, wird diese angerechnet. *Die Aufwandsentschadi-

gung fur den Vertretungsfall nach Satz 1 wird nachtraglich gezabhit.

Teil 3

Schlussvorschriften

§ 10
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in weiblicher und

mannlicher Form.
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Entschadigungssatzung

§11

Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Kdthen

(Anhalt) Uber die Entschadigung der Stadtrate und der ehrenamtlich Tatigen vom 21.11.2003
aulBer Kraft.

Kothen (Anhalt), 11.12.2015

In Vertretung

Alexander Frolow

Stellvertreter des Oberbirgermeisters (Siegel)
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Entschadigungssatzung

Verdoffentlichungsanordnung

1. Vorstehende Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber die Entschadigung der ehrenamt-
lich Tatigen (Entschadigungssatzung), Beschluss-Nr. XX, wird hiermit 6ffentlich bekannt
gemacht.

2. Es wird auf die Rechtsfolgen nach 8§ 8 Abs. 3 KVG LSA hingewiesen. § 8 Abs. 3 KVG
LSA lautet wie folgt:
,Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die in diesem
Gesetz enthalten oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande ge-
kommen, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines
Jahres seit Bekanntmachung der Satzung gegeniber der Kommune geltend gemacht
worden ist. Dabei sind die verletzte Vorschrift und die Tatsache, die den Mangel ergibt,
zu bezeichnen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften tGiber die Genehmigung oder die

Offentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.”

3. Hiermit ordne ich gemaf § 14 Abs. 1 Satz 1 der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)
vom 18.11.2014 (AmtsBI. 12/2014) in der zurzeit geltenden Fassung die Veréffentlichung
folgenden Beschlusses an:

,BESCHLUSSNAME wie auf StR-Deckblatt*

Kothen (Anhalt), 11.12.2015

In Vertretung

Alexander Frolow

Stellvertreter des Oberbirgermeisters (Siegel)

Seite 8 von 8





Anlage zur Sitzungsvorlage
Entschädigungssatzung 2015.pdf


10-030

Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber die Entschadigung der Stadtrate und der
ehrenamtlich Tatigen (Entschadigungssatzung)

Der Stadtrat der Stadt Kothen (Anhalt) hat aufgrund des 8 33 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 der
Gemeindeordnung fur das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 05. Oktober 1993 (GVBI.
L SA 43/1993 S.568) in der z. Z.glltigen Fassung am 23.10.2003 diese Satzung der Stadt
K6then (Anhalt) Uber die Entschadigung der Stadtréte und der ehrenamtlich Téatigen
beschl ossen.

§1
Aufwandsentschadigung

1) Die Stadtréte der Stadt Kothen (Anhalt) erhalten a's Ersatz fr ihre Auslagen
einschliefdich der Fahrtkosten eine Aufwandsentschadigung in Form eines
Pauschal betrages von monatlich 75 Euro.

2) Neben den in Absatz 1 festgesetzten Entschadigungen werden folgende
monatliche Aufwandsentschadigungen gezahit:

1. dem Stadtratsvorsitzendem 50 Euro
2. den AusschufRvorsitzenden 40 Euro
3. den Fraktionsvorsitzenden pro Mitglied 5 Euro

(mindestens jedoch 25 Euro)

Entschéadigungen fur mehrere der vorstehend aufgeftihrten Funktionen sind
aufeinander anzurechnen.

3) Zuziglich zu den in den Absétzen 1 und 2 festgel egten Pauschal betrdgen
werden folgende Sitzungsgelder fur die Teilnahme gezahit:

- Stadtratssitzung 25 Euro
- Ausschul3sitzung 20 Euro
- Fraktionssitzung 10 Euro

§2
Aufwandsentschadigung der Ortschaftsrate und
Ortsbirgermeister und anderer ehrenamtlich Tatiger

1) Die Ortsbirgermeister der Ortschaften Arensdorf, Baasdorf, Dohndorf und
L 6bnitz an der Linde erhalten eine monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe
von 150 Euro. Die Ortsbirgermeister der Ortschaften Merzien und Wulknitz erhalten
eine monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe von 231 Euro.
Satz 1 und 2 gilt nicht, sofern eine Aufwandsentschadigung nach Abs. 2 gewéhrt wird.

2) Die Burgermeister der zum 01.01.2004 eingemeindeten Gemeinden erhalten bis
zum Ende ihrer Wahl periode die bisherige monatliche Aufwandsentschadigung.





Der Burgermeister der Gemeinde Arensdorf erhalt 450 Euro

Der Burgermeister der Gemeinde Baasdorf erhalt 450 Euro
Der Burgermeister der Gemeinde Dohndorf erhalt 360 Euro
Der Burgermeister der Gemeinde L6bnitz an der Linde erhdt 360 Euro
Der Burgermeister der Gemeinde Wilknitz erhalt 510 Euro

3) Die Ortschaftsréte der Ortschaften erhalten folgende monatliche Aufwands-
entschadigungen und Sitzungsgel der

pauschal Sitzungsgeld
Arensdorf 5 Euro 12,50 Euro
Baasdorf 5 Euro 12,50 Euro
Dohndorf 15 Euro

Lobnitz a.d. Linde 15 Euro

Merzien 10 Euro 12,50 Euro

Wilknitz 20 Euro

4) Die Ortschaftsrdte der Ortschaften, der zum 01.01.2004 eingemeindeten Gemeinden,

erhalten bis zum Auslaufen der Wahlperiode in 2004 die vor der Eingemeindung
geltenden monatlichen Aufwandsentschadigungen und Sitzungsgelder.

Ort pauschale monatliche Aufwands-  Sitzungsgeld je
entschadigung Euro/Monat Sitzung

Gemeinde Arensdorf 30 Euro 12,50 Euro

Gemeinde Baasdorf 35 Euro 12,50 Euro

Gemeinde Dohndorf 25 Euro -

Gemeinde Lobnitz an der Linde 25 Euro -

Gemeinde Wilknitz 20 Euro 13,00 Euro

5) Der Ortsfotograf der Ortschaft Dohndorf erhdlt eine
monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe von 13 Euro.

§3
Entschadigung fur Ausschul3mitglieder die
nicht dem Stadtrat angehdren

Ausschul3mitglieder von beratenden Ausschiissen die nicht dem Stadtrat der
Stadt Kdthen(Anhalt) angehdren erhalten zur Abgeltung ihrer Aufwendungen





einschliefdlich der Fahrtkosten eine Entschadigung von 15 Euro je Sitzung.

§4
Sitzungsausschlufl

1) Stadtréte die von Sitzungen des Stadtrates ausgeschlossen sind, erhalten fir
diesen Zeitraum keine Aufwandsentschadigungen und Sitzungsgelder.

2) Die Regelung des Absatzes 1 gilt sinngemal3 fur die Mitglieder der Ortschaftsréte.

§5
Entschadigung bei Dienstreisen

1) Bei Dienstreisen wird Tagegeld und Ubernachtungsgeld nach den fiir
hauptamtliche Beamte des L andes geltenden Grundsédtzen gewahrt und
die Reisekostenstufe B zugrunde gelegt.

2) Fur die dienstliche Benutzung privater Kraftfahrzeuge auf3erhalb des
Stadtgebietes gilt das Bundesrei sekostengesetz.

§6
Verdienstausfallentschadigung

1) Den Mitgliedern des Stadtrates, der Ortschaftsréte und der Ausschiisse wird
auf Antrag ihr Verdienstausfall erstattet, soweit die Einkommensminderung

durch die Wahrnehmung des Mandats entstanden und im Einzelfall nachgewiesen wird.
Die Entschadigung daftr wird auf einen Hochstbetrag von 10,- € pro Stunde begrenzt.

2) Bei Personen, die keinen Verdienstausfall haben, gilt als Verdienstausfall das
entstandene Zeitversdumnis. Die Entsch&digung dafr wird auf einen Hochstbetrag
von 5 ,- € pro Stunde begrenzt.

87
Feuerwehr

1) Die Fuhrungskréfte in der Freiwilligen Feuerwehr Kéthen(Anhalt),
die al's Ehrenbeamte oder besonderer Funktionstréger tétig sind,
erhalten folgende monatliche Aufwandsentschadigung:

1. der Stadtwehrleiter 100,- Euro
2. der Stellv. des Stadtwehrleiters 50,- Euro
3. der Ortswehrleiter einer Ortsfeuerwehr

mit Schwerpunktausstattung 50,- Euro
4. der Stellvertreter des Ortswehrleiters einer

Ortsfeuerwehr mit Schwerpunktausstattung 25,- Euro
5. der Ortswehrleiters einer Ortsfeuerwehr mit

Grundausstattung 37,50 Euro
6. der Stellvertreter des Ortswehrleiters einer

Ortsfeuerwehr mit Grundausstattung 19,- Euro

7. der Ortgugendfeuerwehrwart einer Ortsfeuerwehr





mit Schwerpunktausstattung

25- Euro
und je Kamerad der Jugendfeuerwehr 2,50 Euro
8. der Stellvertreter des Ortgjugendfeuerwehrwarts
einer Ortsfeuerwehr mit Schwerpunktausstattung 12,50 Euro
9. der Ortgugendfeuerwehrwart einer Ortsfeuerwehr
mit Grundausstattung 15,- Euro
und je Kamerad der Jugendfeuerwehr 2,50 Euro
10.der Stellvertreter des Ortsfeuerwehrjugendwarts
einer Ortsfeuerwehr mit Grundausstattung 7,50 Euro

2) Soweit die Funktionen des Stadtwehrleiters bzw. seines Stellvertreters und die eines
Ortswehrleiters von einer Person wahrgenommen werden, hat diese Anspruch auf die
Entschadigung des Stadtwehrleiters bzw. des Stellvertreters und auf die
Aufwandsentschédigung fir den Ortswehrleiter zur Hélfte.

3) Die Mitglieder im Einsatz der Freiwilligen Feuerwehr K 6then (Anhalt)
erhalten auf Antrag eine Verdienstausfallentschadigung, wenn eine

Einkommensminderung durch die Teilnahme an Einsitzen und Ubungen im
Einzelfall nachgewiesen wird.

§8
Zahlungsanspruch

Die Aufwandsentschadigung in Form eines Pauschal betrages wird unabhéngig von
Beginn oder Ende der Tétigkeit jewells fir einen Monat gezahlt.

§9
Vertretungsfall

1) Ist ein Ehrenbeamter oder sonst ehrenamtlich tétiger Funktionstréger ununterbrochen
langer als drei Monate verhindert, seine Funktion wahrzunehmen, so entféllt die

Aufwandsentschédigung fir die Gber drei Monate hinausgehende Zeit; Erholungsurlaub
bleibt aul3er Betracht.

2) Ab dem vierten Monat der Vertretung eines Ehrenbeamten oder sonst ehrenamtlich
tétigen Funktionstrager erhdlt die Vertretung die Aufwandsentschédigung desjenigen,
den er vertritt fir den Zeitraum der weiteren Vertretung. In diesem Zeitraum entféllt der
Anspruch auf Zahlung der Aufwandsentschadigung als Stellvertreter.

810
Schiedsstellen

Die Schiedspersonen der in der Stadt Kothen (Anhalt) eingerichteten Schiedsstellen erhalten
eine monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe von 25,- Euro.





8§11
Sprachliche Gleichstellung

Personen und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und ménnlicher Form.

8 12 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2004 in Kraft.

Gleichzeitig treten die Satzung der Stadt Kothen (Anhalt) Gber die Entschadigung der
Stadtrate und der ehrenamtlich Tatigen vom 13.9.2001, die 1. Anderung dieser Satzung vom
21.2.2002 und die 2. Anderung dieser Satzung vom 13.6.2002 aufRer Kraft.

Abweichend davon gilt § 2 (3) - pauschale Aufwandsentschadigung und Sitzungsgeld der
Ortschaftsréte Merzien - erst mit Beginn der neuen Wahlperiode 2004 - 2009. Bis dahin
gelten die bisherigen Sétze von 10 € pauschale Aufwandsentschadigung je Monat und 20 €
Sitzungsgeld je Sitzung.

Ko6then (Anhalt), den 21.11.2003

Kurt-Jirgen Zander - Siegel -
Oberbirgermeister

veroffentlicht im Amtsblatt Nr. 11/2003 vom 21.11.2003
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Anderung der durchschnittlichen Aufwandsentschadigung
(abhangig von der Anzahl der Sitzungen, an denen teilgenommen wird und nur
als Durchschnitt und Richtwert zu verstehen), es handelt sich um monatliche Werte

Jetzt Neu Bemerkung
Fraktionsvorsitzender 163 -184 € 171 - 266 € ag?:ﬁ%gs\g)rggsr
Ausschussvorsitzender 152 € 276 €
Stadtratsvorsitzender 173 € 406 €
Stadtrat in einem Ausschuss 122 € 154 €

Ortsbirgermeister
Arensdorf, Baasdorf, Lobnitz, 150 € 185 €
Dohndorf

Ortsbirgermeister

. 231 € 275 €
Merzien

Ortsbirgermeister

Wiilknitz 231¢€ 185€

Fur die Ortschaftsrate wirden aul3er in Merzien (+3 € pro OR und Monat) die
monatlichen Entschadigungen um 2 € steigen.

Die Mehrausgaben wirden sich jahrlich auf insgesamt 99460 € belaufen, das
entspricht einer Erhohung um 19460 €.

Dabei entfallen 78466 € (2014 wurden 52000 € ausgezahlt) auf die
Aufwandsentschéadigungen fur Stadtrate und

20994 € (2014 wurden 19000 € ausgezahlt) fur die Ortschaftsrate und
Ortsbirgermeister.

Dabei wurde davon ausgegangen, dass alle Stadtrate und Ortschaftsrate zu allen
Sitzungen anwesend sind, so dass mit geringfiigigen Anderungen zu rechnen ist.

Bei einer Pauschale von 175 € erhdhen sich die Kosten nochmals um ca. 11000 €,
bei einer Pauschale von 150 € ist die Summe in etwa genauso hoch wie in der
vorgeschlagenen Satzung.

Sollten von den Stadtraten Fahrkosten oder Verdienstausfallentschadigungen in
Anspruch genommen werden, sind hierfir extra Mittel einzuplanen, diese sind nicht
enthalten.
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Aufwandsentschadigung far in ein Ehrenamt oder
zu sonstiger ehrenamtlicher Tatigkeit Berufene

RdErl. des Ml vom 16.6.2014 - 31.21-10041

Fundstelle: MBI. LSA 2014, S. 264

Bezug:
RdErl. des Ml vom 17.12.2008 (MBI. LSA S. 874), geandert durch RdErl. vom 30.10.2009 (MBI. LSA S.
749)

Teil 1
Allgemeines

1. Anwendungsbereich

1.1 Gemal § 35 des Kommunalverfassungsgesetzes (KVG LSA) vom 17.6.2014 (GVBI. LSA S. 288), in
der jeweils geltenden Fassung, haben in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher Tatigkeit
Berufene Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen und ihres Verdienstausfalls. Durch Satzung kdnnen
hierflr erganzende Regelungen getroffen werden. Daneben kann in ein Ehrenamt oder zu sonstiger
ehrenamtlicher Tatigkeit Berufenen nach Mallgabe einer Satzung eine angemessene Aufwandsent-

schadigung gewahrt werden.

1.2 Dieser RdErl. regelt die Aufwandsentschadigung flr ehrenamtliche Blrgermeister, Ortsblirgermeis-
ter, Ortsvorsteher, Verbandsgeschaftsflnrer in Zweckverbanden und deren Vertreter sowie ehren-
amtlich tatige BUrger in kommunalen Vertretungen, Ortschaftsraten, Verbandsversammlungen von
Zweckverbanden, Freiwilligen Feuerwehren, Katastrophenschutzeinheiten, Wasserwehren, Kreisja-

germeister sowie Mitglieder der Jagdbeirate in den Gemeinden.

2. MaRgebliche Einwohnerzahl

Die Hohe der Aufwandsentschadigung richtet sich insbesondere nach der Einwohnerzahl und den sonsti-
gen ortlichen Verhaltnissen. Malgebend ist die Einwohnerzahl, die das Statistische Landesamt Sachsen-
Anhalt zum Stichtag ermittelt hat. Abweichend von Satz 2 ist fUr in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehren-
amtlicher Tatigkeit Berufene in Ortschaften die Einwohnerzahl im Melderegister maRgebend. Stichtag fir
die Bestimmung der zu berUcksichtigenden Einwohnerzahl ist der 30.6. des dem Wahljahr vorangegan-
genen Jahres. Eine Anderung der Einwohnerzahl ist fir die Bemessung der Aufwandsentschadigung bis
zum Ablauf der jeweiligen Wahlperiode unbeachtlich. Bei Gebietsanderungen sind mit deren Wirksamkeit

die veranderten Einwohnerzahlen zugrunde zu legen.

3. Gewahrung der Aufwandsentschadigung

3.1 Die Aufwandsentschadigung soll als monatlicher Pauschalbetrag gewahrt werden. Neben oder an-
stelle einer monatlichen Pauschale kann auch ein Sitzungsgeld oder eine anlassbezogene Pauschale
gewahrt werden. Sofern die Aufwandsentschadigung ausschlieBlich in Form eines monatlichen Pau-
schalbetrages gewahrt wird (insbesondere in den Fallen von Teil 2 Nrn. 1, 3.2, 5 und 6), soll sie zum
Ersten eines Monats im Voraus gezahlt werden. Entsteht oder entfallt der Anspruch wahrend eines
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3.2

4.1

4.2

4.3

11

1.2

1.3

Kalendermonats, soll eine pauschale Aufwandsentschadigung fir jeden Tag, an dem kein Anspruch
besteht, um ein DreiRigstel gekirzt werden.

Die Kommunalaufsichtsbehdrden sind angewiesen, Satzungen nicht zu beanstanden, wenn sie sich
im Rahmen der Regelungen in Teil 2 halten. Bei Uberschreitung der in Teil 2 geregelten Hochstbe-
trage ist der zustandigen Kommunalaufsichtsbehdrde eine Aufstellung des mit dem Ehrenamt oder
der sonstigen ehrenamtlichen Tatigkeit verbundenen tatsachlichen Aufwandes, der in einem Erhe-
bungszeitraum von mindestens sechs Monaten ermittelt wurde, zur Prifung vorzulegen.

Verlust der Aufwandsentschadigung

Wird das Ehrenamt oder die sonstige ehrenamtliche Tatigkeit langer als drei Monate ununterbrochen
nicht ausgelbt, soll der Anspruch auf die Zahlung einer pauschalierten Aufwandsentschadigung fir
die Uber drei Monate hinausgehende Zeit entfallen. Nummer 3.1 Satz 4 gilt entsprechend.

FUr ehrenamtliche Blrgermeister, Ortsbirgermeister, Ortsvorsteher, Verbandsgeschaftsflihrer, Mit-
glieder der Freiwilligen Feuerwehren und Katastrophenschutzeinheiten sowie der Wasserwehren,
die ihr Ehrenamt langer als einen Monat ununterbrochen nicht austben, ist Nummer 4.1 entspre-
chend anzuwenden.

Dem kommunalen Ehrenbeamten soll keine Aufwandsentschadigung gezahlt werden, solange ihm
die FUhrung der Dienstgeschafte verboten ist.

Teil 2
Bemessung der Aufwandsentschadigung

Ehrenamtlicher Biirgermeister

Flr die Hohe der Aufwandsentschadigung des ehrenamtlichen Blrgermeisters gilt folgender Rah-
men;

Einwohnerzahl Monatliche Aufwands-

der Gemeinde entschadigung in Euro
bis 1 000 460 bis 760
von 1 001 bis 1 500 550 bis 920
von 1 501 bis 2 000 680 bis 1 040
von 2 001 bis 3 000 830 bis 1 260
von 3 001 bis 5 000 980 bis 1 500
Uber 5 000 1 100 bis 1 650.

Wird neben der Aufwandsentschadigung Sitzungsgeld gezahlt, sollen sich die Hochstsatze nach
Nummer 1.1 um das Doppelte des fur eine Sitzung festgesetzten Betrages verringern.

Im Fall der Verhinderung des ehrenamtlichen Blrgermeisters flir einen zusammenhangenden
Zeitraum von mehr als zwei Wochen kann dem Stellvertreter fir die Uber zwei Wochen hinausge-
hende Zeit eine Aufwandsentschadigung bis zur Héhe derjenigen des Vertretenen gewahrt wer-
den. Die Aufwandsentschadigungen durfen, auch soweit sie im Vertretungsfall nebeneinander ge-
wahrt werden, insgesamt die Hohe derjenigen des Vertretenen nicht dbersteigen. Die Aufwands-
entschadigung fUr den Vertretungsfall soll nachtraglich gezahlt werden.
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2.1

Kommunale Vertretung

Mitglied des Kreistages

Die Aufwandsentschadigung fir ein Mitglied des Kreistages darf folgende Hochstsatze nicht Uberschreiten:

2.2

Einwohnerzahl des Monatlicher Hochstsatz in Euro
Landkreises

ausschlieBlich Pauschalbetrag
Pauschalbetrag und Sitzungsgeld
bis 150 000 230 170
{iber 150 000 300 230.

Mitglied des Gemeinderates oder Verbandsgemeinderates

Die Aufwandsentschadigung fir ein Mitglied des Gemeinderates oder Verbandsgemeinderates darf fol-
gende Hochstsatze nicht Gberschreiten:

2.3

2.3.1

2.3.2

2.4

241

Einwohnerzahl der Gemein- Monatlicher Hochstsatz in Euro
de/ Verbandsgemeinde

ausschlieRlich Pauschalbetrag
Pauschalbetrag und Sitzungsgeld

bis 1 000 40 25

von 1 001 bis 1 500 55 40

von 1 501 bis 2 000 70 50

von 2 001 bis 3 000 80 60

von 3 001 bis 5 000 100 80

von 5 001 bis 10 000 125 100

von 10 001 his 20 000 150 120

von 20 001 his 30 000 175 130

von 30 001 bis 50 000 200 150

von 50 001 bis 150 000 230 170

tber 150 000 300 230.

Hohe des Sitzungsgeldes
In den Fallen der Nummern 2.1 und 2.2 darf das Sitzungsgeld 16 Euro je Sitzung und Tag nicht
Uberschreiten. Bei ausschliellicher Zahlung von Sitzungsgeld darf dieses 30 Euro je Sitzung und

Tag nicht Uberschreiten.

Finden an einem Tag mehrere Sitzungen statt, darf der Gesamtbetrag an Sitzungsgeld das 2,5-
Fache des nach Nummer 2.3.1 zu gewahrenden Sitzungsgeldes je Tag nicht Ubersteigen.

Vorsitzender der kommunalen Vertretung

Dem Vorsitzenden des Gemeinderates, soweit diese Funktion nicht vom ehrenamtlichen Burger-
meister wahrzunehmen ist, des Kreistages oder Verbandsgemeinderates kann Uber die Nummern
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2.1 und 2.2 hinaus eine zusatzliche Aufwandsentschadigung bis zum Doppelten des nach den
Nummern 2.1 bis 2.2 zuldssigen Betrages gewahrt werden.

2.4.2 Im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden der kommunalen Vertretung fur einen zusammen-
hangenden Zeitraum von mehr als drei Monaten kann dem Stellvertreter fir die Gber drei Monate
hinausgehende Zeit eine Aufwandsentschadigung bis zur Hohe derjenigen des Vertretenen ge-
wahrt werden. Die Aufwandsentschadigungen dirfen, auch soweit sie im Vertretungsfall neben-
einander gewahrt werden, insgesamt die Hohe derjenigen des Vertretenen nicht Ubersteigen. Die
Aufwandsentschadigung flr den Vertretungsfall soll nachtraglich gezahlt werden.

2.5 Vorsitzender eines Ausschusses oder einer Fraktion

Dem Vorsitzenden eines Ausschusses, soweit der Vorsitz nicht dem Hauptverwaltungsbeamten oder dem
ehrenamtlichen Blrgermeister obliegt, kann Gber die Nummern 2.1 und 2.2 hinaus eine zusatzliche Auf-
wandsentschadigung bis zu dem nach den Nummern 2.1 bis 2.2 zuldssigen Betrag gewdhrt werden. Das
Gleiche gilt flr den Vorsitzenden einer Fraktion. Flr den Verhinderungsfall gilt Nummer 2.4.2 entspre-
chend.

2.6 Sachkundige Einwohner

Einem sachkundigen Einwohner, der zum Mitglied eines beratenden Ausschusses bestellt wurde, soll
abweichend von den vorstehenden Regelungen Aufwandsentschadigung ausschlieflich in Form von Sit-
zungsgeld, das 16 Euro je Sitzung und Tag nicht Uberschreiten darf, gewahrt werden.

3. Ortschaftsrate, Ortsbiirgermeister und Ortsvorsteher
3.1 Mitglied des QOrtschaftsrates

Die Aufwandsentschadigung flr ein Mitglied des Ortschaftsrates darf folgende Hochstsdtze nicht Uber-
schreiten:

Einwohnerzahl der Ortschaft Monatlicher Hochstsatz in Euro
ausschlieBlich ‘ Pauschalbetrac
. Pauschalbetrag ; und Sitzungsgeld

bis 500 23 | 8

von 501 his 1 000 30 | 16
von 1 001 bis 1 500 37 23
von 1 501 bis 2 000 44 | 30
von 2 001 bis 3 000 52 '| 37
von 3 001 bis 4 000 59 44
von 4 001 bis 5 000 67 52
Uber 5 000 74 59.

32 Ortsbirgermeister und Ortsvorsteher

3.2.1 Fir die Hohe der Aufwandsentschadigung des Ortsblrgermeisters und Ortsvorstehers gilt folgen-
der Rahmen:

Einwohnerzahl der Ortschaft Monatliche Aufwands-
entschadigung in Euro
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3.2.2

3.3

331

3.3.2

bis 500 60 bis 185
von 501 bis 1 000 90 his 275
von 1 001 bis 2 000 125 his 370
Uber 2 000 155 bis 470.

Wird neben der Aufwandsentschadigung Sitzungsgeld gezahlt, sollen sich die Hochstsatze nach
Nummer 3.2.1 um das Doppelte des flr eine Sitzung festgesetzten Betrages verringern. Flr den
Verhinderungsfall gilt Nummer 1.3 entsprechend.

Hohe des Sitzungsgeldes

Das Sitzungsgeld darf 14 Euro je Sitzung und Tag nicht Gberschreiten. Bei ausschlieflicher Zah-
lung von Sitzungsgeld darf dieses 20 Euro je Sitzung und Tag nicht Gberschreiten.

Finden an einem Tag mehrere Sitzungen statt, darf der Gesamtbetrag an Sitzungsgeld das Dop-
pelte des nach Nummer 3.3.1 zu gewahrenden Sitzungsgeldes je Tag nicht Ubersteigen.

Ehrenamtlicher Verbandsgeschaftsfiihrer des Zweckverbandes, Vorsitzender der Ver-
bandsversammlung, Vertreter der Verbandsmitglieder

Der ehrenamtliche Verbandsgeschaftsflhrer erhalt eine Aufwandsentschadigung bis zum Doppelten des
ausschlieBlichen Pauschalbetrages nach Nummer 2.2. Flr den Verhinderungsfall gilt Nummer 2.4.2 ent-
sprechend. Der Vorsitzende der Verbandsversammlung erhalt eine Aufwandsentschadigung entsprechend
Nummer 2.2. Die Vertreter der Verbandsmitglieder erhalten bis zu 50 v. H. der monatlichen Héchstgren-
zen nach Nummer 2.2, Fir die Gewahrung von Sitzungsgeld gilt Nummer 2.3 entsprechend.

5.

5.1

Mitglied der Feuerwehr und der Katastrophenschutzeinheit

Der ehrenamtliche Wehrleiter der Freiwilligen Feuerwehr einer Gemeinde, eines Orts- oder Stadt-
teils, der Abschnittsleiter, der Kreisbrandmeister, der Flhrer einer Einheit flr besondere Einsat-
ze (z. B. Feuerwehrbereitschaften), die Flhrungskraft eines Fachdienstes im Katastrophenschutz
(Verbandsfihrer, Zugfihrer), der Kreisjugendfeuerwehrwart, der Jugendfeuerwehrwart einer Ge-
meinde oder einer Stadt und der Jugendfeuerwehrwart eines Gemeinde-, Orts- oder Stadtteils
kann eine Aufwandsentschadigung erhalten, die folgende Hochstsatze nicht Uberschreiten darf:

Monatlicher Hochstsatz in Euro

a) |Gemeindewehrleiter oder Stadtwehrleiter pbis zu 300

b) |Wehrleiter einer Freiwilligen Feuerwehr eines bis zu 120
Gemeinde-, Orts- oder Stadtteils (Ortswehrlei-
ter oder Stadtteilwehrleiter)

c¢) |Kreisbrandmeister bis zu 420
d) |Abschnittsleiter bis zu 250
e) |Funrer einer Einheit flr besondere Einsatze | bis zu 100
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5.2

5.3

5.4

6.1

6.2

7.1

f)  [FOhrungskraft eines Fachdienstes im Kata- bis zu 60
strophenschutz (Verbandsfuhrer, Zugfihrer)

g) |Kreisjugendfeuerwehrwarte bis zu 180

h) |Jugendfeuerwehrwarte einer Gemeinde oder bis zu 95
einer Stadt

i) Juc?endfeuerwehrwarte eines Gemeinde-, Orts- bis zu 60.
oder Stadtteils

Einem Stellvertreter, dem in seiner Funktion eine Flihrungsaufgabe dauerhaft mit einem eigenen
Aufgabenbereich zugewiesen ist, kann eine angemessene Aufwandsentschadigung gewahrt wer-
den.

Notwendige bare Auslagen flr die blromaBige Erledigung der laufenden Dienstgeschafte sowie
die gelegentliche Inanspruchnahme privater Raume zu dienstlichen Zwecken sind mit der Auf-
wandsentschadigung abgegolten.

FUr den Verhinderungsfall gilt Nummer 1.3 flr die in Nummer 5.1 genannten Personen entspre-
chend.

Kreisjagermeister und Mitglied des Jagdbeirates

Der ehrenamtliche Kreisjagermeister und sein besonderer Vertreter kann, insbesondere wenn ihm
Befugnisse zur Erledigung im Auftrag Ubertragen wurden, eine Aufwandsentschadigung erhalten,
die folgende Hochstsatze nicht Gberschreiten darf. FUr Mitglieder des Jagdbeirates gilt dieses ent-
sprechend.

Monatlicher Hochstsatz in Euro

a) |Kreisjagermeister bis zu 300

b) |Kreisjagermeister, denen Befugnisse zur bis zu 490
Erledigung im Auftrag Gbertragen wurden

¢) |Besondere Vertreter des Kreisjagermeisters bis zu 125

d) [Mitglieder des Jagdbeirates bis zu 125,

FUr den Verhinderungsfall gilt Nummer 2.4.2 Satz 1 fur die in Nummer 6.1 genannten Perso-
nen entsprechend. Erhalt der Vertreter bereits eine Aufwandsentschadigung nach Nummer 6.1
Buchst. d, so betragt die Entschadigung als Vertreter zusatzlich nur 50 v. H. der Aufwandsent-
schadigung des Vertretenen.

Mitglied der Wasserwehr

FUr die ehrenamtliche Tatigkeit in der Wasserwehr kénnen folgende monatliche Aufwandsent-
schadigungen gezahlt werden:
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| | Monatlicher Hochstsatz in Euro

a) |Wehrleiter " bis zu 120
b) |stellvertretender Wehrleiter bis zu 60.
7.2 FUr die ehrenamtlichen Mitglieder der Wasserwehr kann flr Wach- und Hilfsdienste ab Hochwas-

serwarnstufe Il eine Aufwandsentschadigung in Hohe von bis zu 10 Euro als Pauschalbetrag pro
Einsatz gezahlt werden. Der Einsatz beginnt mit Alarmierung der ehrenamtlichen Einsatzkrafte
der Wasserwehr und endet mit ihrer Ablosung oder dem Ende der Wassergefahr. Dies gilt nicht
fUr den Wehrleiter und den stellvertretenden Wehrleiter.

7.3 Notwendige bare Auslagen fUr die blromaRige Erledigung der laufenden Dienstgeschafte sowie
die gelegentliche Inanspruchnahme privater Raume zu dienstlichen Zwecken sind mit der Auf-
wandsentschadigung abgegolten.

Teil 3
Gemeinsame Vorschriften

1. Entgangener Arbeitsverdienst

1.1 Neben der Aufwandsentschadigung besteht Anspruch auf Ersatz des durch die Wahrnehmung des
Ehrenamtes oder der sonstigen ehrenamtlichen Tatigkeit entstandenen Verdienstausfalls, Nicht-
selbststandigen wird der tatsachlich entstandene und nachgewiesene Verdienstausfall ersetzt, Ins-
besondere Selbststandigen und Personen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen flhren
und nicht oder weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstatig sind, soll der Verdienstausfall in Form
eines pauschalen Durchschnitts- oder Stundensatzes ersetzt werden (Verdienstausfallpauschale ge-
maRk § 35 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA). Dieser darf 16 Euro nicht Ubersteigen.

1.2 Der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung soll
erstattet werden, soweit dieser zu Lasten des Entschadigungsberechtigten an den Sozialversiche-
rungstrager abgeflhrt wird.

1.3 Alternativ kann entsprechend § 10 Abs. 1 des Brandschutzgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 7.6.2001 (GVBI. LSA S. 190), zuletzt geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom
18.12.2013 (GVBI. LSA S. 541, 544), privaten Arbeitgebern das weitergewahrte Arbeitsentgelt un-
mittelbar erstattet werden.

1.4 Erstattungen nach den Nummern 1.1 bis 1.3 kénnen nur auf Antrag erfolgen.

2. Auslagenersatz

Notwendige Auslagen kdnnen frihestens im auf die Entstehung folgenden Monat auf Antrag erstattet
werden. Dem Antrag sind Belege beizuflgen.

3. Reisekostenvergiitung

Den in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher Tatigkeit Berufenen soll Reisekostenvergltung
nach den far hauptamtliche Beamte des Landes geltenden Grundsatzen gewahrt werden. Aufwendungen
fUr Dienstreisen am Dienst- oder Wohnart sind grundsatzlich nach § 35 Abs. 2 KVG LSA mit der Zahlung
der Aufwandsentschadigung abgegolten. Dies gilt nicht flir Kosten flr Dienstreisen auferhalb des Dienst-
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oder Wohnortes, flr Fahrtkosten zum Sitzungsort, hochstens jedoch in Hohe der Kosten von der Woh-
nung zum Sitzungsort und zurlick, sowie fur Kosten fir Fahrten im Zustandigkeitsbereich der Vertretung,
soweit diese in der Auslbung des Mandats begrindet sind und mit Zustimmung des Vorsitzenden der
Vertretung oder eines Ausschusses erfolgen. Einzelheiten kdnnen durch Beschluss der Vertretung oder
in der Entschadigungssatzung geregelt werden. Die Zustimmung ist nur flr den jeweiligen Einzelfall zu
erteilen und steht unter dem Vorbehalt, dass entsprechende Haushaltsmittel zur Verfligung stehen. Zur
NachweisfUhrung soll die Zustimmung des Vorsitzenden schriftlich oder elektronisch erfolgen.

4. Ersatz von Sachschaden

FUr den Ersatz von Sachschaden der in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher
Tatigkeit Berufenen wird empfohlen, die Sachschadensrichtlinie (RdErl. des MF vom 2.11.2012, MBI. LSA
S. 585) entsprechend anzuwenden.

5. Steuerliche Behandlung

Der Erl. des MF Uber die steuerliche Behandlung von Entschadigungen, die den ehrenamtlichen Mitgliedern
kommunaler Vertretungen gewahrt werden vom 9.11.2010 (MBI. LSA S. 638), geandert durch Erl. vom
16.10.2013 (MBI. LSA S. 608), ist in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

6. Rundungsvorschrift

Betrage nach dem Komma sind wie folgt zu runden:

a) 0 bis 49 Cent sind auf volle Euro nach unten abzurunden,
b) 50 bis 99 Cent sind auf volle Euro nach oben aufzurunden.

Teil 4
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem RdErl. gelten jeweils in weiblicher und mannlicher Form.

Teil 5
Inkrafttreten

Dieser RdErl. tritt am 1.7.2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt der Bezugs-RdErl. auBer Kraft. Dieser RdErl, tritt
mit Ablauf des 30.6.2019 auRer Kraft.

An das
Landesverwaltungsamt,
die Landkreise, Stadte, Gemeinden und Verbandsgemeinden

© juris GmbH
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Runderlass vom 30.06.2014.pdf


